
über der Arbeiterwohnungsbaugenossenschaft „Arthur 
Hoffmann“ in L. verpflichtet.

Dem Urteil des Kreisgerichts liegen im wesentlichst 
folgende Feststellungen zugrunde: Der Angeklagte S. 
arbeitet als Betriebsabrechner im VEB A. Er ist Mitglied 
des FDGB und der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische 
Freundschaft. Der Angeklagte W. arbeitet als Baubereichs­
leiter im VEB B. Er gehört dem FDGB und der SED an.

Der Angeklagte P. ist im VEB Bagger- und Förderarbeiten 
als Baubereichsleiter beschäftigt. Er ist Mitglied des FDGB 
und der SED.

Am 5. November 1955 wurde die Arbeiterwohnungsbau­
genossenschaft „Arthur Hoffmann“ gegründet, der die drei 
Angeklagten von Anfang an angehörten. Sie wurden in 
den Vorstand gewählt, dessen Vorsitzender der An­
geklagte S. und stellvertretender Vorsitzender der An­
geklagte P. wurde. Jedem der Angeklagten wurde bereits 
eine der fertiggestellten Wohnungen zugesprochen.

Als Vorstandsmitglieder hatten die Angeklagten zugleich 
die Bauleitung des ersten Abschnitts übernommen. Den 
Angeklagten P. und W. oblag je zur Hälfte die bautech­
nische Ausführung; der Angeklagte S. war für die kauf­
männischen Angelegenheiten verantwortlich. Für die dabei 
erbrachten Arbeitsleistungen und für andere bereits ge­
leistete Stunden manueller Arbeit, die jedes Mitglied der 
Genossenschaft in einer bestimmten Anzahl zu erbringen 
hat, wurden den Angeklagten durch Beschluß der Voll­
versammlung weitere Eigenleistungen erlassen.

Der zweite Bauabschnitt wurde 1956 begonnen. Die Häu­
ser sollten noch im zweiten Halbjahr 1958 bezugsfertig 
werden. Auch für diesen zweiten Bauabschnitt übernahmen 
die Angeklagten die Bauleitung. Deshalb vertraten sie die 
Meinung, daß sie für diese Arbeitsleistungen ein Entgelt 
zu beanspruchen hätten.

Am 8. März 1958 wurde in der Vollversammlung der 
Genossenschaft ein neuer Vorstand gewählt, dem keiner 
der drei Angeklagten mehr angehörte.

Für ihre Tätigkeit bei der Bauleitung ließen sich die 
Angeklagten insgesamt 14 300 DM auszahlen. Die Ver­
fügungen erfolgten in der Weise, daß der Angeklagte S., 
der Bankvollmacht besaß, auf Aufforderung der Angeklag­
ten W. und P. für sie die entsprechenden Auszahlungen 
vom Konto der AWG veranlaßte, wobei in der Regel der 
Angeklagte P. die zweite Unterschrift leistete. Von den zur 
Auszahlung gelangten Beträgen wurden weder Lohnsteuer 
noch Sozialversicherungsbeiträge entrichtet.

Für die Berechnung der Bauleitungsgebühren erließ der 
Prüfungsverband für alle Arbeiterwohnungsbaugenossen­
schaften verbindliche Richtlinien, die in dem Rundschreiben 
Nr. 1/57 vom 2. Mai 1957 zusammengefaßt wurden. Diese 
Richtlinien waren allen Angeklagten bekannt. Danach dür­
fen Zahlungen von Bauleitungsgebühren nur an die Invest­
bauleitung des Rates des Kreises oder an solche Personen 
erfolgen, mit denen ein Arbeitsverhältnis besteht. Werden 
Bauleitungsarbeiten aber auf Grund der besonderen Struk­
tur einer AWG von deren Mitgliedern ausgeführt, die ihre 
Arbeitsleistungen bereits vollbracht haben, so können da­
für auf Beschluß der Vollversammlung Prämien zur Aus­
zahlung gelangen. Die Prämien tragen den Charakter einer 
Arbeitsentschädigung; sie unterliegen den steuerlichen 
Bestimmungen eines zweiten Arbeitsrechtsverhältnissesund 
sind sozialversicherungspflichtig.

In der Vorstandssitzung vom 26. März 1957 verpflchteten 
sich die Angeklagten W. und P., die Bauleitung für den 
zweiten Bauabschnitt zu übernehmen, um der AWG finan­
zielle Mittel einzusparen. In dem Protokoll hierzu wurde 
festgelegt:

„Die im Kostenplan zur Verfügung stehende Summe für 
Investbauleitung ist für den technischen Teil (Bauleitung) 
75 Prozent der Gesamtsumme für Investbauleitung. Von 

fliesen 75 Prozent erhalten die Kollegen P. und W., wenn 
der Betrag gjeich 100 ist, 65 Prozent als Prämie, und zwar 
35 Prozent bei Rohbaufertigstellung und 30 Prozent bei 
bezugsfertiger Übernahme ausgezahlt. Der Kollege S. wird 
beauftragt, einen diesbezüglichen Vertrag mit den Kollegen 
abzu schließen.“

In der Sitzung vom 11. Dezember 1957 wurde ein Vor­
standsbeschluß gefaßt, aus dem sich ergibt, daß sich die 
Bauleitung und die entsprechende Vergütung hierzu auch 
auf die sogenannten Baunebengewerke erstrecken. Am 
27. Dezember 1957 beschloß der Vorstand, daß der An­
geklagte S. die Buchhaltung für den zweiten Bauabschnitt 
unter den gleichen Bedingungen, wie für die Investbau­
leitung vorgesehen, übernehmen sollte.

Sämtliche Arbeitsleistungen, die vergütet wurden, er­
ledigten die Angeklagten neben ihrer beruflichen Tätigkeit.

Wenige Tage vor der Jahreshauptversammlung, am 
4. März 1958, ließen sich die Angeklagten P. und W. nochmals 
insgesamt 4500 DM auszahlen, während S. zuvor 2300 DM, 
den nach seiner Ansicht auf ihn entfallenden Betrag, der 
Kasse entnahm. Nachdem die Angeklagten nicht mehr dem 
Vorstand ängehörten, wurde von ihnen versucht, durch 
einen nachträglich abgeschlossenen schriftlichen Vertrag

den Zahlungen einen Rechtsgrund zu verleihen. Als der 
Angeklagte W. in der Vorstandssitzung am 24. März 1958 
Rechenschaft ablegen sollte, legte er einen auf den 17. Ja­
nuar 1958 rückdatierten, allein vom Angeklagten S. Unter­
zeichneten schriftlichen Vertrag vor. Dieser Vertrag enthielt 
nur eine Unterschrift, obwohl dies nach den Statuten der 
AWG nicht zulässig ist.

Gegen dieses kreisgerichtldche Urteil hatten die An­
geklagten Berufung eingelegt und zu ihrer Begründung im 
wesentlichen folgendes ausgeführt: Der entscheidende Vor­
standsbeschluß, auf Grund dessen sie die Bauleitung gegen 
ein Entgelt in Form einer Prämie hätten durchführen 
sollen, sei vom 26. März 1957. Zu diesem Zeitpunkt sei die 
Richtlinie 1/57 noch nicht bekannt gewesen. In der Vor­
standssitzung vom 11. Dezember 1957 sei die Vergütung 
wegen der Bauleitung für den zweiten Bauabschnitt fest­
gelegt worden. Das Kreisgericht sehe die gesamten Vor­
standsbeschlüsse als rechtsunerheblich an, weil diese nicht 
von der Vollversammlung bestätigt worden seien. Hierbei 
übersehe die Strafkammer jedoch, daß in dem Beschluß 
vom 11. Dezember 1957 ausdrücklich die Endentscheidung 
der Vollversammlung festgelegt worden sei. Bei der 
Frage des Vertragsabschlusses hätte überprüft werden 
müssen, ob ein solcher mündlich abgeschlossen worden sei. 
Das sei nach dem Zivilgesetzbuch möglich. Aus den dar­
gelegten Gründen müßten sie freigesprochen werden.

Mit Urteil vom 21. Oktober 1958 hat das Bezirksgericht die 
erstinstanzliche Entscheidung geändert und die Angeklagten 
freigesprochen. Soweit das Kreasgericht die Auszahlung 
einer Prämie aus Bauleitungsgebühren an die Angeklagten 
für besondere Arbeitsleistungen auf Grund des verbind­
lichen Rundschreibens des Prüfungsverbandes nicht für 
zulässig «rächtet hat, weil ein entsprechender Beschluß von 
der Vollversammlung der Genossenschaft nicht gefaßt 
worden sei, hat das Bezirksgericht dieser Ansicht nicht 
zugestimmt Es hat weiter die Meinung vertreten, zwischen 
den Angeklagten und der Genossenschaft sei in der Vor­
standssitzung am 26. März 1957 ein mündlicher Arbeits­
vertrag abgeschlossen und damit ein Arbeitsrechtsverhältnis 
mit sofortiger Wirkung begründet worden. Ihre Mitglied­
schaft zur Genossenschaft stehe dieser Ansicht nicht ent­
gegen. Da den Angeklagten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis 
ein Anspruch auf Entgelt zustehe, liege ein strafbares 
Verhalten ihrerseits nicht vor.

Der Präsident des Obersten Gerichts der DDR hat die 
Kassation des Urteils des Bezirksgerichts beantragt und die 
Nichtanwendung des § 29 StEG gerügt.

Durch seine Entscheidung vom 10. Juli 1959 hat der
2. Strafsenat des Obersten Gerichts der DDR das Urteil des 
Bezirksgerichts aufgehoben und die Sache an das genannte 
Gericht zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung 
zurückverwiesen.

In den Gründen seines Urteils hat das Oberste Gericht 
im wesentlichen ausgeführt, daß der Ansicht des Bezirks­
gerichts, zwischen den Angeklagten und der Arbeiter­
wohnungsbaugenossenschaft habe ein Arbeitsrechtsverhält­
nis bestanden, so daß den Angeklagten ein Anspruch auf 
Entgelt zustehe, nicht gefolgt werden könne. Das Bezirks­
gericht habe übersehen, daß sich aus einem Arbeitsrechts- 
verhältnis bestimmte Rechte und Pflichten ergeben, wie 
z. B. Lohn- und Urlaubsfragen, Arbeitszeitregelung, Ein­
haltung der Bestimmungen über die Beendigung des 
Arbeitsrechtsverhältnisses und anderes mehr, für die, 
wenn hierüber keine ausdrücklichen Vereinbarungen ge­
troffen wurden, die gesetzlichen Bestimmungen maß­
gebend sind. Diese Rechte und Pflichten lägen auch einem 
zweiten Arbeitsrechtsverhältnis zugrunde, das im Arbeits­
buch eingetragen werden müsse. Aus dem Verhalten der 
Beteiligten sei auch zu ersehen, daß sie während der frag­
lichen Zeit nicht von einem bestehenden Arbeitsrechtsver­
hältnis ausgegangen seien. So wären weder von der AWG 
noch von den Angeklagten Lohnsteuern und Sozialver­
sicherungsbeiträge abgeführt und auch im Arbeitsbuch der 
Angeklagten keine Eintragungen über ein zweites Arbeits­
rechtsverhältnis mit der AWG vorgenommen worden. Die 
Angeklagten hätten sich auch nicht auf die gesetzlichen 
Kündigungsbestimmungen berufen, auf deren Einhaltung 
sie anderenfalls nicht verzichtet hätten, als ihnen auf 
Beschluß des neuen Vorstandes die Bauleitung entzogen 
worden sei. Das ganze Verhalten der Beteiligten wider­
spreche der Annahme, es bestehe ein Arbeitsrechtsverhält­
nis. Die in dem Protokoll über die Vorstandssdtzung vom 
26. März 1957 enthaltene Verpflichtung der Angeklagten 
enthalte nicht die Begründung eines Arbeitsrechtsverhält- 
nisses, sondern eine aus den neuen sozialistischen Be­
ziehungen der Solidarität und der gegenseitigen kamerad­
schaftlichen Hilfe resultierende Bekundung der Bereit­
schaft, ihre beruflichen Kenntnisse zum Nutzen der Ge­
nossenschaft weiterhin einzusetzen. Daher stehe ihnen ein 
Rechtsanspruch auf Entlohnung für die von ihnen im 
Rahmen dieser Verpflichtung erbrachten Leistungen nicht 
zu. Dem stehe nicht entgegen, daß den Angeklagten eine 
Prämie als Anerkennung der von ihnen erbrachten Lei­
stungen zugesagt worden sei.

Die Berufungen der Angeklagten sind unbegründet.
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